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ZUSAMMENFASSUNG 
An neu geschaffene Medien wurde stets die Hoffnung geknüpft, dass sie neue Personenkreise errei-
chen, den Austausch über weite Distanzen vereinfachen und letztlich eine größere demokratische 
Partizipation ermöglichen und fördern würden. Mit dem Internet werden derartige Möglichkeiten 
erstmals voll ausgebaut. Im Folgenden wird nun untersucht, inwiefern das Internet dazu geeignet ist, 
„bottom up“-Prozesse zu fördern, also Bürger an der politischen Willensbildung und Entscheidungs-
findung aktiv zu beteiligen und so die politische Partizipation zu stärken. Dabei ist vor allem an einen 
Ausbau direktdemokratischer, deliberativer und assoziativer Momente im politischen Prozess zu 
denken. Dabei kann festgehalten werden, dass wenn auch das Internet theoretisch das Potential 
besitzt, die politische Partizipation, verstanden als Einfluss von Bürgern auf die politische Willensbil-
dung und Entscheidungsfindung, zu fördern, bleiben bislang noch eine Vielzahl von Problemen unge-
löst: die technische (Daten-)Sicherheit und Zuverlässigkeit von Internetwahlen, die Auswahl von neu-
en Gemeinschaften, die möglicherweise bewusst und gezielt in den politischen Prozess integriert 
werden können, die transparente Gestaltung der Aushandlungs- und Einflussprozesse innerhalb der 
Online-Gemeinschaften sowie die Förderung einer politischen Kommunikationskultur, die der Aus-
weitung deliberativer Diskussionen dient.  
Newly created media are often linked to the hope that new groups of people could be addressed 
communication over long distances eased and ultimately greater democratic participation enabled 
and promoted. For the first time such possibilities are fully utilized with the Internet. Below it is ex-
amined how the Internet is capable of promoting "bottom-up" processes, e.g. actively including citi-
zens in the political decision-making process and so to strengthen political participation. Thereby es-
pecially the expansion of deliberative, associative and direct democratic processes must be consi-
dered. It can be stated that although the Internet has the theoretical potential to promote political 
participation, understood as the influence of citizens on the political process, a number of problems 
remain unsolved: the data security and reliability of online-elections, the selection of new communi-
ties, which may be deliberately integrated in the political process, the transparent design of decision 
making processes within the online communities as well as the promotion of a culture of political 
communication that serves extension of deliberative activities. 
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EINLEITUNG 
An neu geschaffene Medien wurde stets die Hoffnung geknüpft, dass sie neue Personenkreise errei-
chen, den Austausch über weite Distanzen vereinfachen und letztlich eine größere demokratische 
Partizipation ermöglichen und fördern würden. Derartige Vorstellungen findet man schon in Bertolt 
Brechts Radiotheorie und bei den Diskussionen um eine Kabeldemokratie in der Anfangsphase des 
Kabelfernsehens. Dabei ging es jeweils darum, die Medien mit einem Zwei-Wege-System auszustat-
ten, so dass sie einerseits zur individualisierten Informationsbeschaffung und andererseits für den 
Dialog und die Interaktion mit anderen Nutzern dienen sollten (Emmer 2005; Kleinsteuber/Loitz 
2001; Simon 2001).  
Mit dem Internet werden derartige Möglichkeiten erstmals voll ausgebaut: Die Rolle des Empfängers 
und Senders von Kommunikationsinhalten kann zusätzlich kurzfristig variabel gehandhabt werden, 
und all dies umso mehr, seit sich mit dem so genannten „Web 2.0“ eine Konvergenz verschiedener 
Medientechnologien im Internet zeigt und das World Wide Web sozialer wird: Anwendungen, wie sie 
früher als eigenständige Softwareprogramme auf dem lokalen PC arbeiteten, können nun im Netz 
laufen und dabei von mehreren Personen kollaborativ genutzt werden. Darüber hinaus sind neue 
Anwendungsformen auf so genannten Community Platforms, in Wikis und Weblogs entstanden, die 
es stark erleichtern, Texte, Bilder und andere Dateien online zu stellen und mit anderen Personen 
darüber zu diskutieren (Przepiorka 2003; Möller 2006; Schmidt 2006; Szugat et al. 2006). 
Längst hat auch die Politik das Internet für sich entdeckt: Die meisten Parteien und viele Berufspoliti-
ker verfügen längst über eigene Homepages, auf denen sie ihre Schwerpunktthemen und Standpunk-
te publik machen. Im Sommer 2006 startete der iranische Präsident Mahmud Ahmadinedschad unter 
www.ahmadinejad.ir ein eigenes Weblog, und die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel machte 
mit einer Reihe politischer Podcasts von sich reden. Schon im November 2004 hatte der US-
amerikanische Wahlkampfplaner Dick Morris verkündet: „Das Fernsehzeitalter der US-Politik ist vor-
bei!“ (Priess 2005: 15) Denn TV-Werbespots hätten im US-Präsidentschaftswahlkampf keinen er-
kennbaren Einfluss gehabt; sie seien in ihrer Bedeutung von Chats und Weblogs abgelöst worden.  
Inzwischen gilt das Internet in vielen Staaten als entscheidende Kommunikationsplattform, die für 
„modernes Fundraising, die Mobilisierung von Freiwilligen, die Aufrechterhaltung der Motivation und 
des Spannungsbogens während einer Kampagne, die Datensammlung und den permanenten Dialog 
bei der internen Kommunikation der Wahlkampfmannschaft“ (Priess 2005: 15-16) unerlässlich ist 
und die „ihre optimale Wirkung nur im kombinierten Einsatz als Werbemedium und Mittel zur Orga-
nisation der Kampagne entfaltet“ (Clemens 1999: 58). Im nächsten amerikanischen Präsident-
schaftswahlkampf soll 2008 sogar das erste Online-Kandidatenduell auf den Seiten der Huffington 
Post, eines der größten amerikanischen politischen Weblogs, ausgetragen werden (Schaertl 2007; 
Stöcker 2007).  
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Im Folgenden wird nun untersucht, inwiefern das Internet neben diesen „top-down-“ Prozessen dazu 
geeignet ist, „bottom up“-Prozesse zu fördern, also Bürger an der politischen Willensbildung und 
Entscheidungsfindung aktiv zu beteiligen und so die politische Partizipation zu stärken. Dabei ist vor 
allem an einen Ausbau direktdemokratischer, deliberativer und assoziativer Momente im politischen 
Prozess zu denken (Leggewie 2004). 
STÄRKUNG DIREKTER UND INNERPARTEILICHER PARTIZIPATIONSMO-
MENTE 
Das Internet kann die direkten Kontaktmöglichkeiten zwischen Bürgern und Abgeordneten über 
punktuelle Ereignisse wie Sprechstunden im Wahlkreis hinaus ausbauen. So können Bürger E-Mails 
mit Fragen oder Anmerkungen an die Abgeordneten schicken, in speziellen Chats und virtuellen 
Sprechstunden mit Politikern diskutieren, und auch die Möglichkeit der Online-Petition ist beispiels-
weise beim Petitionsausschuss des Deutschen Bundestags ausdrücklich vorgesehen. Auch der Be-
reich von Online-Meinungsumfragen zu politischen Themen könnte ausgebaut werden. Zwar sind sie 
zunächst unverbindlich, werden aber doch oftmals von politischen Entscheidungsträgern zur Kennt-
nis genommen und berücksichtigt.  
Ferner ist vorstellbar, dass Wahlen und – zumindest auf Kommunal- und Landesebene sowie inner-
parteilich – zunehmend Abstimmungen ergänzend online durchgeführt werden. Die Vorteile solcher 
E-Votings (Kleinsteuber/Loitz 2001; Bauer 2004; Kersting 2004 und 2005; Kuhn 2006; Otten 2006) 
erscheinen verlockend: Der Zeitaufwand für die Stimmabgabe reduziert sich, da der Weg zur Wahl-
kabine oder zum Parteitag entfällt, schlechtes Wetter wäre damit auch kein Hinderungsgrund mehr, 
ferner „könnte die Gefahr von versehentlich ungültiger Stimmabgabe reduziert werden, Auszählun-
gen wären erheblich schneller und kostengünstiger zu organisieren und gegenüber der Briefwahl 
muss die Entscheidung nicht Tage früher getroffen werden“ (Kleinsteuber/Loitz 2001: 57). 
Erste Experimente mit virtuellen Parteitagen wurden allerdings kritisch beurteilt: Beim virtuellen Vor-
Parteitag der CDU im Herbst 2000 waren nur zwei Prozent der Mitglieder online registriert. Von die-
sen wiederum nahmen nur drei Prozent an Debatten und Abstimmungen teil, was eine Beteiligung 
von nur 0,06 Prozent der Gesamtzahl der Mitglieder bedeutete, die noch dazu „weder durch Wahl 
noch durch besondere Expertise ausgewiesen und legitimiert“ (Marschall 2001: 46) waren. Die so 
gewonnenen Stimmen wurden den Delegierten des späteren echten Kleinen Parteitags in Stuttgart 
bekannt gegeben. Es blieb aber unklar, welche Relevanz sie letztlich für die eigentlichen Entschei-
dungen hatten.  
Wenige Tage später führte der baden-württembergische Landesverband der Grünen den ersten voll-
ständig virtuellen Parteitag durch. Die Grünen stellten dabei eine hohe Mobilisierung der Mitglieder 
fest, allerdings vor allem in den oberen Bildungsschichten. Die Hemmschwelle, sich zu Wort zu mel-
den, war geringer als bei Offline-Parteitagen, die zeitliche Flexibilität der Beteiligung hingegen höher. 
So gingen am Ende 380 thematische Redebeiträge ein zuzüglich weiterer 5.000 Mitteilungen in der 
Rubrik „Parteitagsgeflüster“. Diese Fülle deutet darauf hin, dass eine größere Offenheit für Beteili-
gung das Problem verschärft, dass von den abstimmungsberechtigten Delegierten nicht alle Beiträge 
zur Kenntnis genommen werden können, weil ihr Zeit- und Aufmerksamkeitsbudget sich nicht ent-
sprechend erweitert (Marschall 2001: 43).  
Ausschließliche Online-Wahlen fanden bislang vor allem im sozioökonomischen Bereich z.B. bei Stu-
dierendenparlamenten oder Personalräten statt, während sie im politischen Bereich noch in den 
Kinderschuhen stecken (Kersting 2005; Kuhn 2006; Otten 2006). Denn noch vermögen diese Wahlen 
nicht, den gesetzlichen Anforderungen an allgemeine, freie, gleiche und geheime Stimmabgaben zu 
genügen. Ein starker Verzerrungsgrund ist bislang der Umstand, dass nicht alle Stimmberechtigten 
das Internet in vergleichbarer Weise nutzen, sei es, weil ihnen die technischen oder finanziellen Mög-
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lichkeiten für einen Zugangs fehlen, weil es ihnen an Medienkompetenz oder -interesse mangelt oder 
weil sie sich bewusst gegen die Netznutzung entschieden haben. Diese Problematiken werden in der 
Fachliteratur unter dem Schlagwort des „Digital Divide“ diskutiert (Jarren 1998; Kaase 1998; Hoecker 
2002; Arnhold 2003; Boes et al. 2006; TNS Infratest 2006).  
Hinzu kommt, dass es sich der Kontrolle entzieht, ob die online Votierenden ihre Stimme wirklich 
geheim und frei abgeben oder in dem Moment durch andere Personen beobachtet, beeinflusst oder 
gar zu einem bestimmten Abstimmungsverhalten gezwungen werden (Marcinkowski/Irrgang 1999; 
Hoecker 2002; Hahlen 2006; Kuhn 2006). Auch der Schutz persönlicher Daten im Internet gilt als gro-
ßes Problem: Befürchtet wird, dass sie ausgespäht werden könnten (Sanhüter 2004), was das Wahl-
geheimnis potentiell gefährdet. Zu bedenken ist ferner der grundsätzliche Einwand, dass eine Wahl 
ein öffentlicher Akt bleiben sollte, statt in heimische Räumlichkeiten verlegt zu werden (Mertes 1998; 
Ewert et al. 2003; Bauer 2004; Kersting 2004; Leggewie 2004; te Reh 2004; Kuhn 2006). 
STÄRKUNG DELIBERATIVER ELEMENTE 
Das von Habermas beschriebene Ideal eines deliberativen Diskurses stellt hohe kommunikative An-
sprüche. Denn es verlangt, dass sich in der Öffentlichkeit eine ergebnisoffene Diskussionen entfaltet, 
an der sich alle Bürger gleichberechtigt beteiligen und die Sprecherrolle einnehmen können, bei der 
eine generelle Offenheit für unterschiedliche Themen besteht und bei der nur die Stärke der Argu-
mente zählt. Dazu gehört, dass die Teilnehmer einander respektieren und bereit sind, ihre eigene 
Meinung und ihre Präferenzen infrage zu stellen und sich mit den anderen Teilnehmern auf die Posi-
tion zu einigen, die durch die besten Argumente gestützt wird. So soll der diskursive Prozess der ei-
gentlichen Entscheidung, die in den Organen des Verfassungsstaates verortet bleibt, vorausgehen, 
ihre inhaltliche Qualität verbessern und ihre demokratische Legitimation erhöhen (Habermas 1990; 
Habermas 1992).  
Da das Internet z.B. in Foren, Gästebüchern oder Weblogs allen Nutzern eine Beteiligung an Diskussi-
onen ermöglicht, äußere Merkmale wie ihr Erscheinungsbild und ihre Stimmgewaltigkeit dabei nicht 
ins Gewicht fallen und die Argumente längere Zeit nachlesbar und überdenkbar bleiben, ist die Ent-
wicklung deliberativer Online-Diskurse ein Kernstück der Digitalen Demokratie, wie sie der Politologe 
Alexander Siedschlag vorstellt (Siedschlag et al. 2002; Siedschlag 2005). Ähnlich verglich auch der 
frühere amerikanische Vizepräsident Al Gore das Internet mit dem athenischen Marktplatz, der Ago-
ra, auf der man sich über aktuelles Geschehen informieren und politisch relevante Themen anspre-
chen und erörtern konnte; folglich könnte das Netz als elektronische Agora oder kurz als E-gora be-
trachtet werden (Werth 1998; Kleinsteuber/Loitz 2001; Plake et al. 2001; Bauer 2004).  
Nach Ansicht von Bernhard Peters ist die Verwirklichung einer deliberativen Demokratie jedoch völlig 
illusorisch, denn „bei begrenzter Kommunikationszeit und steigenden Teilnehmerzahlen würde die 
Redezeit der Einzelnen rasch so klein, dass die genannte einfache Gleichheitsbedingung nicht mehr 
sinnvoll zu realisieren wäre“ (1994:51) Zeit und Aufmerksamkeit seien knappe Güter, die für ein 
grundsätzliches Kapazitätsproblem der Öffentlichkeit sorgten. Auch weise die Beteiligung an der 
Kommunikation zahlreiche Asymmetrien auf; Sprecher meldeten sich je nach Interesse und Wissen 
unterschiedlich häufig und unterschiedlich ausführlich zu Wort und würden entsprechend ihrer Posi-
tion verschieden zur Kenntnis genommen und berücksichtigt.   
Vor diesen Hintergründen wird Siedschlags nachdrückliche Ergänzung verständlich, dass Deliberation 
nur gelingen könne, wenn eine geeignete politische Kultur bestehend aus der „Güte der politischen 
Institutionen und dem Naturell der Bürgerschaft“ (Siedschlag 2005: 20) gegeben sei. Damit ist er 
hinsichtlich der Realisierbarkeit von deliberativer Demokratie und hinsichtlich der Leistungsfähigkeit 
von Öffentlichkeit aber noch deutlich optimistischer als beispielsweise Niklas Luhmann. Er weist in 
seinem „Spiegelmodell“ (Neidhardt 1994: 9, 20) dem System Öffentlichkeit allein die Funktion zu, die 
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Selbstbeobachtung anderer gesellschaftlicher Systeme durch ein Aufgreifen vorhandener Themen 
und Meinungen zu ermöglichen, nicht jedoch die Fähigkeit, diese auch diskursiv zu verarbeiten.  
Bernhard Peters (1994) und Meyer/Fricke (2003) plädieren dafür, auch dann am Diskursmodell fest-
zuhalten, wenn eine Umsetzbarkeit zweifelhaft sei, und zwar im Wesentlichen mit der Begründung, 
dass auch normative Konzeptionen Effekte haben, so dass die Vorstellung von einer argumentativen 
Aushandlung in der Öffentlichkeit kollektive Lernprozesse beeinflussen und eine positive Verände-
rung der politischen Kultur begünstigen könne; das Diskursmodell deliberativer Politik könne in die-
sem Sinne „so etwas wie eine Kontrastfolie bieten, um Kritik üben und Verbesserungsvorschläge 
machen zu können.“ (Meyer/Fricke 2003: 49) 
STÄRKUNG ASSOZIATIVER ELEMENTE 
Zentrale Charakteristika des Internets sind Ortsunabhängigkeit, Geschwindigkeit, Masse und die 
Möglichkeit der variablen Vernetzung zu gemeinschaftlichem Handeln. Mobilitätsprobleme und Ent-
fernungen sind somit kein Hindernis mehr, wenn Menschen mit gemeinsamen Anliegen zueinander 
in Kontakt treten und gemeinschaftliche, assoziative Aktionen in die Wege leiten möchten. Die Orga-
nisationsschwäche territorial gestreuter Interessen wird so durch das Internet abgemildert (Rhein-
gold 1994; Gräf 1997; Plake et al. 2001; Kreutz 2003) und die Bildung freiwilliger Online-
Gemeinschaften ermöglicht. Dies gilt einerseits für rein virtuelle Gemeinschafen, andererseits aber 
auch für solche, die dem Online-Geschehen entweder vorausgehen (virtualisierte Gemeinschaften), 
erst nach Beginn der Online-Kontakte entwickelt werden (devirtualisierte Gemeinschaften) oder in 
einem unklaren Verhältnis zu den Online-Geschehen stehen, weil sich beispielsweise die beteiligten 
Personen bei den Offline- und Online-Aktivitäten deutlich unterscheiden (Hybridgemeinschaften). 
Das Internet kann von den Gemeinschaften zum einen für ihre interne Organisation genutzt werden, 
indem sie beispielsweise in Chats und Foren ihre konkreten Ziele diskutieren und formulieren und 
schließlich über diese Ziele und die Übernahme von Aufgaben und Führungsrollen mittels E-Votings 
entscheiden. Zum anderen kann das Internet zur Informierung und Mobilisierung sowohl von eige-
nen, bislang passiven Mitgliedern als auch von potentiell interessierten neuen Unterstützern einge-
setzt werden. Dazu gehört, dass die Gemeinschaft eine eigene Internetpräsenz pflegt, auf der sie für 
sie relevante Sachinformationen und ihre Position zu ausgesuchten Themen darstellt. Für die Aufbe-
reitung von Hintergrundinformationen eignet sich auch ein Wiki, während zusätzliche Kampagnensei-
ten oder Weblogs chronologisch über die aktuellen Ereignisse, Aktionen und Fortschritte einer Kam-
pagne informieren können. Ferner erscheint es funktional Mailinglisten sowie Abonnentenlisten von 
Newslettern und RSS-Feeds zu pflegen, um über die Versendung von Mailings und Feeds einen gro-
ßen Personenkreis zur ideellen, monetären oder personellen Unterstützung aufrufen zu können. Die 
ideelle Unterstützung einer Gemeinschaft oder einer Kampagne kann sich beispielsweise darin äu-
ßern, dass Nutzer auf ihrer eigenen Website über diese berichten, auf entsprechende Informationen 
verlinken oder gar ein Kampagnen-Logo in den eigenen Internetauftritt übernehmen. Die monetäre 
Unterstützung zeigt sich in Spenden, die beispielsweise über Online-Fundraising eingeworben wer-
den. Personellen können Online-Gemeinschaften durch den Erwerb einer Mitgliedschaft sowie durch 
die persönliche Beteiligung an Aktionen innerhalb einer Kampagne unterstützt werden.  
Solche Aktionen selbst können sich offline aber auch online vollziehen. Online-Aktionen bilden eine 
weitere Möglichkeit, wie über das Internet die politische Partizipation gestärkt werden kann. E-Mail-
Kettenbriefe können beispielsweise mit der Bitte um Weiterleitung an Bekannte gestreut werden, 
um einen möglichst großen Personenkreis anzusprechen. Ferner ist es in der Gruppe möglich, eine 
wahre E-Mail-Flut auf einen politischen Adressaten auf einmal einströmen zu lassen. Auf diese Weise 
ist der Protest eindrucksvoller und schlechter zu ignorieren als die Protestmail eines einzelnen Bür-
gers. Es kann nämlich mehrere Arbeitstage dauern, unter all den Mails diejenigen herauszufinden, 
die nicht zu der Protestwelle gehören und beantwortet werden müssen. Ein weiterer Aktionsweg 
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besteht darin, sehr viele Anhänger dazu zu mobilisieren, möglichst zeitgleich bestimmte missliebige 
Websites anzusurfen, oder ein Programm zu schreiben, das diese Funktion ausführt. Ein solches Vor-
gehen kann zu einer Überlastung des Servers führen, und die betreffenden Seiten sind dadurch vorü-
bergehend oder sogar längerfristig nicht mehr erreichbar. Man spricht in einem solchen Fall von ei-
ner „Denial of Service“-Attacke, einem „Netstrike“ oder einer „virtuellen Sitzblockade“, die jedoch 
strafrechtlich umstritten sind und darum von vielen Online-Gemeinschaften abgelehnt werden (Hut-
ter 2002; Medosch 2003).  
Nicht zuletzt kann online zu Offline-Aktionen aufgerufen werden, seien es seit Jahrzehnten bekannte 
Formen wie Informationsstände, Unterschriftensammlungen, Demonstrationen oder Kundgebungen 
oder neuere Formen wie Flash Mobs. Dies sind kurzzeitige Treffen, deren Termin online übermittelt 
wird, und bei denen sich möglichst viele Personen, die einander nicht kennen müssen, offline zu-
sammenfinden, um – meist nur für wenige Minuten – eine bestimmte Aktion durchzuführen (Brü-
ckerhoff 2003; Sixtus 2003; Benschop 2004; Lehnartz 2005). 
Auch wenn die Fachliteratur Beispiele benennen kann, in denen Online-Gemeinschaften erkennbar 
politische Einflüsse entfalteten, vor allem durch die Skandalisierung oder Unterstützung politischen 
Personals (Müller 2003; Lee 2005; McKibben 2006; Möller 2006; Szugat et al. 2006), sind diese An-
satzpunkte noch eher schwach.  Denn einen unmittelbaren, klar definierten Zugang zum politischen 
Entscheidungsprozess gibt es für die Gemeinschaften nicht. Um sich einen Eindruck von der Stim-
mung im Volk zu machen, hören Politiker immer noch vor allem auf Meinungsforscher, die traditio-
nellen Leitmedien sowie auf bekannte einflussreiche Lobbygruppen, die seit Jahrzehnten etabliert 
sind und übersichtlicher erscheinen als die neue Vielfalt im Netz. Hinzu kommt, dass die demokrati-
sche Qualität der internen Willensbildung zweifelhaft erscheint. Vielen Offline-Gemeinschaften ist 
durch das Vereinsrecht und ggf. das Parteiengesetz ein gewisser innerer demokratischer Aufbau si-
chergestellt, wozu bislang eine Entsprechung im Online-Bereich fehlt. Den Online-Gemeinschaften 
bleibt daher aktuell nur, öffentliche Aufmerksamkeit zu erregen, um die traditionellen Medien und 
anerkannten Lobbygruppen als Resonanzraum für die eigenen politischen Anliegen zu nutzen.  
FAZIT 
Das Internet erscheint theoretisch geeignet, politische Partizipation, verstanden als Einfluss von Bür-
gern auf die politische Willensbildung und Entscheidungsfindung, zu fördern, indem es direktdemo-
kratische, deliberative und assoziative Momente im politischen Prozess stärkt. Allerdings bleiben 
bislang noch eine Vielzahl von Problemen ungelöst: die technische (Daten-)Sicherheit und Zuverläs-
sigkeit von Internetwahlen, die Auswahl von neuen Gemeinschaften, die möglicherweise bewusst 
und gezielt in den politischen Prozess integriert werden können, die transparente Gestaltung der 
Aushandlungs- und Einflussprozesse innerhalb der Online-Gemeinschaften sowie die Förderung einer 
politischen Kommunikationskultur, die der Ausweitung deliberativer Diskussionen dient.  
Was sich derzeit darüber hinaus abzeichnet, ist die Entwicklung einer neuen lobbyistischen, publizis-
tischen und in Teilen auch ökonomischen Online-Elite im Internet: So ist bereits wissenschaftlich 
belegt, dass kleine Blogs häufig auf bekannte, so genannte Powerblogs verlinken, aber nur selten 
umgekehrt auf sie verwiesen wird. Dagegen verweisen Powerblogs durchaus aufeinander und bilden 
so eine neue mächtige Online-Elite (Haller 2007; Neuberger et al. 2007). Auffällig ist ferner, dass sich 
auch in ökonomischer Perspektive mit Blick auf große Portale bereits Konzentrationsprozesse im 
Internet vollziehen, die denen der traditionellen Zeitungslandschaft ähneln; insbesondere Google 
und Yahoo, in Deutschland auch der Holtzbrinck-Konzern, haben sich bereits in Online-
Gemeinschaften eingekauft und können durch ihre Investitionen mitbestimmen, wer groß wird und 
wer nicht.  
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Je stärker sich so eine neue Elite herauskristallisiert, umso kleiner wird der Schritt, bis die entspre-
chenden Akteure aus den zugehörigen Blogs und Gemeinschaften von Politikern ähnlich berücksich-
tigt werden wie traditionelle Medien oder etablierte Interessengruppen, bis sie also als zusätzliche 
Input-Geber im politischen Entscheidungsprozess etabliert werden.  
Zwischen den Eliten zeichnet sich also das ab, was Siedschlag (2005: 15) als E-Democracy beschrieb: 
ein elitäres Zusammenspiel über vorgegebene Kanäle, das allerdings eine neue und breitere Basis hat 
als bisher und damit zu einer Verbesserung der politischen Legitimation beitragen kann. Nur: Die 
Kluft zwischen den Powergemeinschaften und dem Rest der Online-Gemeinschaften unterscheidet 
sich nicht wesentlich von der bereits bestehenden Differenz zwischen der journalistischen Elite und 
den Alternativmediengruppen oder zwischen großen korporativen Akteuren und kleineren pluralisti-
schen Interessengruppierungen. Es sind die kleinen Gruppen, die bei diesem Prozess unberücksich-
tigt bleiben, die durch die Elitenvermachtung möglicherweise sogar frustriert werden und sich von 
professionellen Anbietern abwenden. Sie sind die Saat für die gegenläufige Dezentralisierungsten-
denz, die neue Form einer Sub- oder Alternativkultur. Das Ideal einer Digitalen Demokratie mit deli-
berativen Diskursen wird so eher verfehlt.  
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